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Satzung 

des SC Germania Nürnberg e. V. 

 

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Sport-Club Germania Nürnberg e. V.“. 

(2) Der Verein wurde am 01 Mai 1921 in Nürnberg gegründet.  

(3) Er hat seinen Sitz in Nürnberg und ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Nürnberg unter 

der Nummer VR 129 eingetragen.  

(4) Die Vereinsfarben sind Blau-Schwarz. 

(5) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Mitgliedschaften in Verbänden 

(1) Der Verein ist Mitglied des Bayerischen Landessportverband e. V. und erkennt dessen Sat-

zung und Ordnung an.  

(2) Der Verein ist Mitglied des Bayerischen Fußballverbandes. 

(3) Für Unterabteilungen des Vereins besteht in den jeweiligen Fachverbänden des Bayerischen 

Landessportverbandes eine Mitgliedschaft oder kann beantragt werden. 

§ 3 Vereinszweck und Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein wird ehrenamtlich geführt. Die Erstattung von Auslagen im Rahmen von Tätigkei-

ten im Verein ist zulässig. 

(2) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abga-

benordnung (AO) des Abschnittes 3 (Steuerbegünstigte Zwecke) der Paragrafen § 51 ff aus 

dem Jahr 2024 (Veröffentlichung im Bundesgesetzblatt Nr. 24 aus den Jahr 2024). 

(3) Eine Änderung im Status der Gemeinnützigkeit zeigt der Verein dem Bayerischen Lan-

dessportverband e. V., den Fachverbänden seiner Abteilungen und dem für ihn zuständigen 

Finanzamt für Körperschaften an. 

(4) Der Vereinszweck besteht in der Förderung der Allgemeinheit auf dem Gebiet des Sports, und 

wird insbesondere verwirklicht durch 

a) Abhaltung von geordneten Turn-, Sport- und Spielübungen. 

b) Instandhaltung des Sportplatzes sowie der Turn- und der Sportgeräte. 
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c) Durchführung von Versammlungen, Vorträgen, Kursen und sportlichen Veranstaltungen. 

d) Ausbildung und Einsatz von sachgemäß vorgebildeten Übungsleitern. 

(5) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(6) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mit-

glieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

(7) Ausgeschiedene Mitglieder haben keinerlei Ansprüche auf das Vereinsvermögen. 

(8) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

(9) Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 

§ 4 Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Mitglied kann jede natürliche Person werden. 

(2) Über den schriftlichen Aufnahmevertrag entscheidet der Vorstand. Mit der Einreichung des 

Aufnahmeantrages erkennt der/die Antragsteller/in für den Fall seiner Aufnahme die Vereins-

satzung an. 

(3) Ein Aufnahmeantrag von Minderjährigen bedarf der Unterschrift eines gesetzlichen Vertreters. 

(4) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Austritt, Streichung, Ausschluss oder Tod. 

(5) Ein Anspruch auf eine Rückerstattung des bereits geleisteten Mitgliedsbeitrages nach Been-

digung der Mitgliedschaft ist ausgeschlossen. 

(6) Den Austritt muss ein Mitglied schriftlich per Einwurfeinschreiben mit einer Frist von 

3 Monaten zum Ende eines jeden Geschäftsjahres (31 12. des Jahres) erklären. 

(7) Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn es vorsätzlich gegen das 

Ansehen des Vereins verstößt. 

a) Nach einer Verurteilung wegen einer ehrenrührigen Handlung. 

b) Dem Ansehen und dem Vereinszweck schadet. 

(8) Eine Streichung des Mitglieds aus dem Verein ist zulässig. 

a) Bei einem Beitragsrückstand von 6 Monaten nach mindestens einmaliger schriftlicher 

Mahnung. 

b) Bei erfolgloser Zustellung von Vereinsschreiben an das Mitglied. 

(9) Über den Ausschluss entscheidet der Vereinsausschuss mit Zweidrittelmehrheit. Dem Mitglied 

muss vorher eine Gelegenheit zur Äußerung geben werden. Gegen den Beschluss des Ver-

einsausschusses kann innerhalb von vier Wochen nach Bekanntgabe schriftlich die Anrufung 

der Mitgliederversammlung beantragt werden. Wenn es die Interessen des Vereins gebieten, 

kann der Vereinsausschuss seinen Beschluss für vorläufig vollziehbar erklären. 

(10) Über den Antrag der Wiederaufnahme in den Verein entscheidet der Vereinsausschuss. 

(11) Ein Mitglied kann unter den in § 4 (7) genannten Voraussetzungen durch einen Verweis oder 

mit einer Sperre von längstens einem Jahr an der Teilnahme an sportlichen oder sonstigen 
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Veranstaltungen des Vereins oder der Verbände, welchen der Verein angehört, gemaßregelt 

werden. Sollte durch ein, nach § 4 (7), ausgeschlossenes Mitglied, dem Verein eine Geldstra-

fe bzw. eine Sanktion auferlegt werden, so ist der Verein berechtigt, diese vom ausgeschlos-

senen Mitglied einzufordern. 

(12) Entstehende Auslagen und Verwaltungsgebühren werden dem Mitglied auferlegt. 

(13) Alle Ausschlussbeschlüsse sind dem betreffenden Vereinsmitglied mittels Einwurfeinschrei-

ben zuzustellen. 

(14) Bei Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem Mitgliedschaftsverhält-

nis. Noch ausstehende Verpflichtungen aus dem Mitgliedschaftsverhältnis, insbesondere aus-

stehende Beitragspflichten, bleiben hiervon jedoch unberührt 

§ 5 Organe des Vereins 

(1) Vereinsorgane sind: 

a) der Vorstand (Vorstandschaft), 

b) der Vereinsausschuss, 

c) die Mitgliederversammlung. 

(2) Die Übernahme einer Funktion setzt eine Mitgliedschaft im Verein voraus. 

(3) Gewählte Organmitglieder müssen volljährig sein. 

§ 6 Vorstandschaft des Vereins 

(1) Der Vorstand (Vorstandschaft) besteht aus: 

a) dem 1. Vorsitzenden, 

b) dem 2. Vorsitzenden, 

c) dem Finanzvorstand, 

d) dem technischen Betriebsleiter. 

(2) Der Vereinsausschuss kann durch Beschluss die Vorstandschaft erweitern oder eine erwei-

terte Vorstandschaft reduzieren. 

(3) Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den/r 1. Vorsitzenden und den/r 

2. Vorsitzenden vertreten (Vorstand i. S. des § 26 BGB). Jeder ist allein vertretungsberechtigt. 

(4) Der Vorstand wird durch Beschluss der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren 

gewählt. Bei jeder jährlichen ordentlichen Mitgliederversammlung findet im Turnus jeweils die 

Wahl entweder des 1. Vorsitzenden oder des 2. Vorsitzenden statt. Die Vorstandsmitglieder 

bleiben bis zur satzungsmäßigen Bestellung des nächsten Vorstandes im Amt. Mehrere Vor-

standsämter können nicht in einer Person vereinigt werden. 
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(5) Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vor Ablauf der Amtsperiode aus, ist vom Vereinsaus-

schuss innerhalb von 21 Tagen für den Rest der Amtszeit ein neues Vorstandsmitglied hinzu-

gewählt werden. 

(6) Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins. Im Innenverhältnis gilt, dass der Vorstand 

Rechtsgeschäfte bis zu einem Betrag von EUR 5.000,00 selbständig ausführen darf. Alle vom 

Haushaltsplan gedeckten Ausgaben dürfen vom Vorstand selbständig ausgeführt werden, un-

abhängig von der Höhe des Geschäfts. Die in Absatz 6 Satz 1 und Satz 2 genannten Ge-

schäfte bedürfen keiner weiteren Genehmigung durch den Vereinsausschuss. Der Vorstand 

hat den Vereinsausschuss über diese Ausgaben zu unterrichten. Im Übrigen bedarf der Vor-

stand der vorherigen Zustimmung des Vereinsausschusses. Grundstücksgeschäfte jeglicher 

Art, einschließlich der Bestellung von Grundschulden oder der Eingehung von Darlehen sind 

immer vorab vom Vereinsausschuss zu bewilligen 

(7) Eine Vorstandssitzung kann von jedem Vorstandsmitglied jederzeit einberufen werden. Eine 

vorherige Mitteilung des Beschlussgegenstandes bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschluss-

fähig, wenn mindestens die Hälfte der Vorstandsmitglieder anwesend ist. Hierbei hat entweder 

der 1. Vorsitzende oder der 2. Vorsitzende anwesend zu sein. Es entscheidet die Stimmen-

mehrheit. 

a) Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 1. Vorsitzenden, wenn dieser nicht 

anwesend ist die Stimme des 2. Vorsitzenden entscheidend. 

b) Sind sich der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende uneins, kann von jedem Vorstands-

mitglied der Verwaltungsausschuss angerufen werden. 

c) Über die Anwesenheit, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis der Vorstand-

schaft, ist von einem der anwesenden Vorstandsmitglieder, ein Protokoll zu erstellen. 

(8) Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten, die den Verein betreffen zuständig, soweit sie nicht 

durch die Satzung einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. 

(9) Die Verteilung der Zuständigkeiten in der Vorstandschaft regelt dieser in einer separaten Ge-

schäftsordnung. 

(10) Der Vorstand übt seine Tätigkeit grundsätzlich ehrenamtlich aus. Die Mitgliederversammlung 

kann jedoch abweichend beschließen, dass Vorstandsmitglieder für die Erledigung ihrer Ver-

einsaufgaben, im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten. eine Aufwandsentschädi-

gung oder pauschale Tätigkeitsvergütung in maximaler Höhe der Ehrenamtspauschale gem. 

§ 3 Nr. 26a EStG erhalten. 
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§ 7 Vereinsausschuss 

(1) Der Vereinsausschuss setzt sich zusammen aus: 

a) den Mitgliedern des Vorstandes, 

b) den Abteilungsleitern, 

c) dem 1.Schriftführer, 

d) dem 2 Schriftführer, 

e) dem Jugendleiter, 

f) mindestens drei und höchstens sechs weiteren Beisitzern zur besonderen Verwendung. 

(2) Der Vereinsausschuss beschließt den jährlichen Haushaltsplan. Ferner entscheidet der 

Vereinsausschuss über Ehrungen und Vereinsauszeichnungen. 

(3) Die Aufgaben des Vereinsausschusses liegen in der ständigen Mitwirkung bei der Führung 

von Geschäften durch den Vorstand. Dem Vereinsausschuss stehen insbesondere die Rechte 

nach § 4 sowie nach § 6 dieser Satzung zu. 

(4) Die Vereinsausschusssitzungen werden nach Bedarf vom 1. Vorsitzenden, im Falle dessen 

Verhinderung durch ein anderes Vorstandsmitglied, einberufen und sind bei Anwesenheit von 

mehr als der Hälfte der dem Vereinsausschusses angehörenden Mitglieder beschlussfähig. 

Es sollen mindestens sechs Ausschusssitzungen pro Jahr stattfinden. Wird von mindestens 

der Hälfte der dem Ausschuss angehörenden Mitgliedern schriftlich der Auftrag unter Angabe 

der Gründe auf Einberufung einer Sitzung gestellt, so ist der 1 Vorsitzende zur Einberufung 

verpflichtet. Zur Fassung von Beschlüssen des Vereinsausschusses ist Stimmenmehrheit der 

anwesenden Ausschussmitglieder erforderlich. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme 

des Sitzungsleiters. 

(5) Bei einer Verhinderung des 1. und 2. Vorsitzenden bestimmt der Vereinsausschuss aus sei-

nen Reihen einen Sitzungsleiter. 

(6) Über die Sitzung des Vereinsausschusses ist eine Niederschrift vorzunehmen und sind vom 

Sitzungsleiter sowie einem Schriftführer zu unterzeichnen. 

(7) Alle Vereinsausschussmitglieder einschließlich der Mitglieder der Vorstandschaft sind zur Ver-

schwiegenheit über die in den Vereinsausschusssitzungen besprochenen Inhalte verpflichtet.  

§ 8 Mitgliederversammlung 

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Kalenderjahr statt. Eine außerordent-

liche Mitgliederversammlung muss stattfinden, wenn dies von einem Fünftel der Vereinsmit-

glieder schriftlich und unter Angabe von Gründen und des Zwecks beim Vorstand oder von 

der Vorstandschaft beantragt wird. 

(2) Die Einberufung zu allen Mitgliederversammlungen erfolgt vier Wochen vor dem Versamm-

lungstermin durch den Vorstand. Die Frist beginnt 3 Tage nach der Absendung der Einladung. 
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(3) Die Einberufung muss in schriftlicher oder textueller Form erfolgen. Mit der Einberufung ist 

gleichzeitig die Tagesordnung bekanntzugeben, in der die zur Abstimmung gestellten Haupt-

anträge zu bezeichnen sind. Anträge stimmberechtigter Mitglieder zur Mitgliederversammlung 

müssen mindestens 7 Tage vor der Mitgliederversammlung bei der Vorstandschaft eingegan-

gen sein.  

(4) Die Mitgliederversammlung beschließt über  

a) Punkte der Tagesordnung, 

b) Entlastung und Wahl des Vorstandes und der übrigen Vereinsorgane, 

c) Satzungsänderungen, 

d) das Beitragswesen, 

e) das Auflösen von Abteilungen. 

Die Abstimmungen geschehen durch Handaufheben, soweit das Gesetz keine andere Form 

vorschreibt. Grundsätzlich entscheidet bei allen Beschlüssen die einfache Stimmenmehrheit. 

Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 

(5) Die Mitgliederversammlung bestimmt für 2 Jahre im Wechsel einen zweiköpfigen Prüfungs-

ausschuss, der die Kasse mindestens jährlich zu prüfen hat und der Mitgliederversammlung 

Bericht erstattet. 

(6) Wahl- und stimmberechtigt, sowie wählbar sind alle Vereinsmitglieder, die am Tage der Ver-

sammlung das 18. Lebensjahr vollendet haben. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder die mindes-

tens 1 Jahr Vereinsmitglied sind. 

(7) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erscheinenden Mitglieder be-

schlussfähig. Die Mitgliederversammlung entscheidet bei Beschlüssen und Wahlen mit einfa-

cher Stimmenmehrheit, soweit die Satzung oder das Gesetz nichts anderes bestimmen. Sat-

zungsänderungen erfordern eine Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder. 

(8) Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Diese ist vom Sitzungs-

leiter und einem Mitglied des Vereinsausschusses zu unterzeichnen. 

§ 9 

--- Entfällt --- 

§ 10 

--- Entfällt --- 
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§ 11 Abteilungen 

(1) Die Abteilungen dürfen kein eigenes Vermögen innerhalb des Vereins bilden. 

(2) Die Bildung von Abteilungen ist durch die nächste turnusmäßige Mitgliederversammlung zu 

bestätigen. 

§ 12 

--- Entfällt --- 

§ 13 Kinder- und Jugendschutz 

Der Verein bekennt sich zu den gesetzlichen Vorgaben des Kinder- und Jugendschutzes. 

§ 14 

--- Entfällt --- 

§ 15 Vereins- und Mitgliederehrungen 

(1) Mitglieder, die besondere Verdienste um den Sport oder um den Verein erworben haben, 

können vom Vereinsausschuss zu Ehrenmitgliedern ernannt oder mit den Ehrenzeichen des 

Vereins ausgezeichnet werden. Die Vereinsehrenzeichen können auch für sich allein und an 

Nichtmitglieder verliehen werden. 

(2) Ehrungen sind ferner für eine ununterbrochene Mitgliedschaft von 25 Jahren, 40 Jahren und 

für jede weiteren 10 Jahre vorzunehmen. In die Jahre der Mitgliedschaft wird auch die Ju-

gendzeit (ab vollendetem 14. Lebensjahr) eingerechnet. Wird die Mitgliedschaft unterbrochen 

und zu einem späteren Zeitpunkt fortgesetzt, zählt als Stichtag der Tag des neuerlichen Ein-

tritts. Die vorher zurückliegende Mitgliedschaft bleibt unberücksichtigt 

(3) Zum Ehrenmitglied des Vereins wird man für 50 Jahre ununterbrochener Mitgliedschaft im 

Verein. 

§ 16 

--- Entfällt --- 
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§ 17 Beitragsordnung 

(1) Jedes Mitglied ist zur Zahlung des Beitrages verpflichtet.  

(2) Die Mitgliedsbeiträge und Nebenbeiträge regelt eine Beitragsordnung, die der Zustimmung 

der Mitgliederversammlung bedarf. 

§ 18 

--- Entfällt --- 

§ 19 Auflösung des Vereins 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck und unter Einhaltung 

einer vierwöchigen Frist einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Zur Be-

schlussfassung ist eine Dreiviertelmehrheit der erschienenen Mitglieder notwendig. 

(2) Bei stattgebender Entscheidung haben die Mitglieder die Liquidatoren zu bestellen, die dann 

die laufenden Geschäfte abwickeln und das vorhandene Vereinsinventar in Geld umzusetzen 

haben. 

(3) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen 

des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbe-

günstigte Körperschaft zum Zwecke der Förderung des Sports. Die Vorgaben aus dem Erb-

baurechtsvertrag mit der Stadt Nürnberg sind zu beachten und einzuhalten. 

(4) Beschlüsse über die Satzungsänderungen und über die Auflösung des Vereins sind dem zu-

ständigen Finanzamt anzuzeigen. Satzungsänderungen, welche die in § 3 genannten ge-

meinnützigen Zwecke betreffen, bedürfen der Einwilligung des zuständigen Finanzamtes. 

§ 20 Haftung 

(1) Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren Vergütung die in §3 Nr. 26 und 

§3 Nr. 26 a EstG vorgesehen Höchstgrenzen im Jahr nicht übersteigt, haften für Schäden ge-

genüber Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tä-

tigkeit verursachen, nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 

(2) Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für leicht fahrlässig ver-

ursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, aus der Teilnahme bei Ver-

einsveranstaltungen oder durch die Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen des Vereins 

erleiden, soweit solche Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind. 
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§ 21 Datenschutz 

(1) Zur Erfüllung der satzungsgemäßen Aufgaben des Vereines und der Verpflichtungen, die sich 

aus der Mitgliedschaft im Bayerischen Landes-Sportverband e.V. (BLSV) und aus der Mit-

gliedschaft in dessen zuständigen Sportfachverbänden ergeben, werden im Verein unter Be-

achtung der rechtlichen Vorschriften, insbesondere der EU-Datenschutzgrundverordnung 

(DSGVO) sowie des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) personenbezogene Daten digital 

gespeichert, übermittelt und verändert. 

(2) Die Mitglieder stimmen dieser Datenverwendung zu, soweit dies im Rahmen der satzungsge-

mäßen Aufgaben des Vereins erfolgt 

(3) Den Organen des Vereins, allen Mitarbeitern oder sonst für den Verein Tätigen ist es unter-

sagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem zur jeweiligen Aufgabenerfül-

lung gehörenden Zweck zu nutzen, bekannt zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder 

sonst zu verarbeiten. Diese Pflicht besteht auch nach dem Ausscheiden des Mitglieds aus 

dem Verein fort. 

(4) Zur Wahrnehmung satzungsgemäßer Mitgliederrechte kann bei Verlangen der Vorstand ge-

gen die schriftliche Versicherung, dass die Adressen nicht zu anderen Zwecken verwendet 

werden, Mitgliedern bei Darlegung eines berechtigten Interesses Einsicht in das Mitglieder-

verzeichnis gewähren. 

(5) Im Zusammenhang mit seinem Sportbetrieb sowie sonstigen satzungsgemäßen Veranstal-

tungen veröffentlicht der Verein personenbezogene Daten und Fotos seiner Mitglieder in sei-

ner Vereinszeitung sowie auf seiner Homepage und übermittelt Daten und Fotos zur Veröf-

fentlichung an Print- und Telemedien sowie elektronische Medien. Gemäß Art 21 DSGVO 

steht den Mitgliedern im Einzelfall ein Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung „aufgrund 

besonderer Situationen zu“. Wird Widerspruch seitens eines Mitglieds eingelegt, wägt der 

Verein ab, welches Interesse im Einzelfall überwiegt. 

(6) Eine anderweitige, über die Erfüllung seiner satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hin-

ausgehende Verarbeitung personenbezogener Daten ist dem Verein – abgesehen von einer 

ausdrücklichen Einwilligung des Mitglieds – nur erlaubt, sofern er aufgrund einer rechtlichen 

Verpflichtung hierzu verpflichtet ist oder sofern die Verarbeitung , der Erfüllung eines Vertra-

ges mit der betroffenen Person oder zur Wahrung berechtigter Interessen des Vereins oder 

eines Dritten, sofern nicht die Interessen der betroffenen Personen überwiegen. Ein Daten-

verkauf ist nicht statthaft. 

§ 22 Gleichstellung von Geschlechtern 

Die Funktionsbezeichnungen innerhalb des Vereins sind geschlechtsneutral zu betrachten. Somit 

sind sämtliche Ämter im Verein geschlechtsneutral besetzbar. 



Seite 10 von 10 

§ 23 Inkrafttreten 

Die Neufassung der Satzung wurde in der Mitgliederversammlung am….… 2026  

mit Wirkung vom ….… 2026 beschlossen. 

Gezeichnet: 

………………………….. ………………………… 

1. Vorsitzende/r 2. Vorsitzende/r 


